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 BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 9 SB 45/12 B 
 
L 4 SB 182/10 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 5 SB 305/09 (SG Trier) 
 
 
 
……………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………….., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Land Rheinland-Pfalz, 
vertreten durch das Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung, 
Baedekerstraße 2-10, 56073 Koblenz, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 10. Dezember 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d    sowie die Richter   K r u s c h i n s k y    und 

O t h m e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landesso-

zialgerichts Rheinland-Pfalz vom 25. Juli 2011 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen Kosten 

zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 25.7.2011 hat das Landessozialgericht Rheinland-Pfalz (LSG) einen Anspruch 

des Klägers auf Feststellung eines Grades der Behinderung (GdB) von mindestens 50 

- anstelle des bisher anerkannten GdB von 40 - verneint. Gegen die Nichtzulassung der 

Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim Bundessozialgericht (BSG) Beschwerde 

eingelegt, die er mit dem Vorliegen einer grundsätzlichen Bedeutung (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

einer Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) sowie von Verfahrensmängeln (§ 160 Abs 2 Nr 3 

SGG) begründet. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Ihre Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen (§ 160a Abs 2 S 3 SGG). Keiner der in § 160 Abs 2 SGG abschlie-

ßend aufgeführten Zulassungsgründe ist ordnungsgemäß dargetan worden. 

 

Grundsätzliche Bedeutung iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG hat eine Rechtssache nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Ein Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berück-

sichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung und des Schrifttums angeben, welche 

Rechtsfragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung aus Grün-

den der Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung erforderlich ist und dass das angestrebte Revi-

sionsverfahren eine Klärung erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss der 

Beschwerdeführer mithin Folgendes aufzeigen: (1.) eine bestimmte Rechtsfrage, (2.) ihre (ab-

strakte) Klärungsbedürftigkeit, (3.) ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit sowie (4.) die über den 

Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung, also eine Brei-

tenwirkung (BSG SozR 1500 § 160 Nr 17; BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a Nr 11; BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 7, 13, 31, 59, 65). 

 

Diesen Anforderungen genügt die vorliegende Beschwerdebegründung nicht. Der Kläger hält 

es für eine klärungsbedürftige Rechtsfrage, wie der Therapieaufwand vorliegend hinsichtlich 

seiner Erheblichkeit im Zusammenhang mit Diabetes Typ 1, insbesondere in Abgrenzung zu 

Diabetes Typ 2 oder anderen Diabetesformen wie Schwangerschaftsdiabetes einzuordnen ist. 

Ungeachtet des Umstandes, dass diese vermeintliche Rechtsfrage im Wesentlichen 

tatsächliche Gegebenheiten bzw naturwissenschaftliche Erkenntnisse anspricht, fehlt es 

jedenfalls an hinreichenden Ausführungen des Klägers zum höchstrichterlichen Klärungsbedarf 

hinsichtlich der rechtlichen Grundsätze, nach denen der GdB bei Diabetes mellitus festzustellen 

ist (vgl dazu § 69 Abs 3 SGB IX). Eine Klärungsbedürftigkeit ist ua dann nicht gegeben, wenn 

die Rechtsfrage bereits höchstrichterlich beantwortet ist (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 51; BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 13, 65) oder wenn sich für die Antwort in höchstrichterlichen Entschei-

dungen bereits ausreichende Anhaltspunkte finden lassen (vgl BSG SozR 3-1500 § 146 Nr 2; 
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BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 8). Der Kläger hätte daher die rechtliche Klärungsbedürftigkeit der 

von ihm angesprochenen Fragestellung unter Einbeziehung der vorhandenen Rechtsprechung 

des BSG, wie vom LSG bereits benannt, näher begründen müssen. Die bloße Bezugnahme auf 

die Entscheidung des BSG vom 2.12.2010 (B 9 SB 3/09 R) mit der Darlegung, dass sich diese 

Entscheidung im Wesentlichen nur mit der Frage beschäftige, inwieweit eine sportliche Betäti-

gung für die GdB-Bewertung bei Diabetes mellitus von Bedeutung sein könne, reicht hierfür 

nicht aus. 

 

Im Grunde geht es dem Kläger um die Durchsetzung seiner Auffassung, dass er aufgrund sei-

nes Therapieaufwandes eine ausgeprägte Teilhabebeeinträchtigung erleide. Dabei handelt es 

sich um die tatsächliche und rechtliche Beurteilung eines Einzelfalles. Die für den Zulassungs-

grund nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG bedeutsame höchstrichterliche Klärungsbedürftigkeit bezieht 

sich hingegen auf eine Rechtsfrage von allgemeiner Bedeutung. 

 

Eine - wie vorliegend - behauptete Abweichung iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG ist nur dann aus-

reichend begründet, wenn schlüssig erklärt wird, mit welchem genau bestimmten entschei-

dungserheblichen Rechtssatz das angegriffene Urteil des LSG von welcher genau bestimmten 

rechtlichen Aussage des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bun-

des (GmSOGB) oder des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) abweicht (BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 21, 29 und 54). Dazu genügt es nicht, die Unrichtigkeit der Entscheidung betreffend 

den Einzelfall darzutun. Entscheidend ist vielmehr die Darlegung der Nichtübereinstimmung im 

Grundsätzlichen in der abstrakten Aussage (BSG SozR 1500 § 160a Nr 67; Krasney/Udsching, 

Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, IX, RdNr 196 mwN). 

 

Diese Begründungserfordernisse hat der Kläger nicht ausreichend berücksichtigt. Er trägt im 

Wesentlichen vor, es liege eine Abweichung des LSG von dem Urteil des BSG vom 2.12.2010 

(B 9 SB 3/09 R) vor, ohne dass ein in der genannten Entscheidung enthaltener, konkreter 

Rechtssatz des BSG bezeichnet wird. Ebensowenig hat der Kläger aus dem angefochtenen 

Urteil des LSG einen abstrakten Rechtssatz herausgearbeitet und dazu dargestellt, dass er 

einem hinreichend bezeichneten Rechtssatz des BSG grundsätzlich widerspreche. Im Grunde 

behauptet der Kläger nur, das LSG habe die Rechtsprechung des BSG nicht genügend berück-

sichtigt oder im Einzelfall falsch angewendet. Ein solcher Mangel stellt jedoch, auch wenn er 

vorläge, keine Divergenz iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG dar (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 67; 

BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 21, 29; BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 26). Es ist nicht zulässiger 

Gegenstand einer Nichtzulassungsbeschwerde, ob das LSG richtig entschieden hat (vgl BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 7 S 10). 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde - wie hier - darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel 

vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels zunächst die diesen (vermeintlich) be-
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gründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Darüber hinaus ist die Darlegung erfor-

derlich, dass und warum die Entscheidung des LSG - ausgehend von dessen materieller 

Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, dass also die Möglichkeit einer Beeinflussung 

des Urteils besteht (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 34, 36). Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 

Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel allerdings nicht auf eine Verlet-

zung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt 

werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Be-

gründung nicht gefolgt ist. 

 

Soweit der Kläger im Rahmen seiner Beschwerde eine Verletzung des § 103 SGG (tatrichterli-

che Sachaufklärungspflicht) rügt und dazu geltend macht, das LSG habe von ihm schriftlich 

gestellte Beweisanträge übergangen, so hat er diesen Verfahrensmangel im Hinblick auf § 160 

Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG nicht schlüssig begründet. Denn den Ausführungen des Klägers ist 

bereits nicht zu entnehmen, in welchem zweitinstanzlichen Vorbringen ein von ihm gestellter 

Beweisantrag zu sehen sein soll. Entsprechendes gilt, soweit der Kläger eine Verletzung seines 

Fragerechts nach §§ 116, 118 Abs 1 SGG iVm §§ 397, 402, 411 ZPO geltend macht. Der bloße 

Hinweis, dass auch höchstrichterlich Einvernehmen dahingehend bestehe, dass ein Kläger 

keine konkreten Fragen vorzuformulieren habe, sondern diese direkt in der mündlichen Ver-

handlung an den Sachverständigen nach seiner Wahl richten könne, reicht hierfür nicht aus. 

Auch wenn an einen im Berufungsverfahren nicht rechtskundig vertretenen Beteiligten insoweit 

keine zu hohen Anforderungen zu stellen sind, so muss dieser doch zumindest deutlich ge-

macht haben, inwiefern er die Sachaufklärungspflicht des LSG noch nicht als erfüllt ansehe (vgl 

dazu BSG Beschluss vom 9.3.2011 - B 7 AL 6/11 B - Juris RdNr 4). Demgegenüber bezieht 

sich der Kläger in seiner Beschwerdebegründung nur in allgemeiner Form auf seinen Vortrag 

und angeblich von ihm während des gerichtlichen Verfahrens begehrte weitere Beweiserhe-

bung. 

 

Soweit der Kläger im Übrigen die Beweiswürdigung des LSG (vgl hierzu § 128 Abs 1 S 1 SGG) 

kritisiert und eine Verletzung der Antragsmöglichkeit nach § 109 SGG geltend macht, kann er 

damit gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG von vornherein keine Revisionszulassung errei-

chen. 

 

Die Beschwerde ist daher ohne Hinzuziehung ehrenamtlicher Richter als unzulässig zu ver-

werfen (§ 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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